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Stadtverordnetenversammlung STADTI[ Y KASSEL
Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport N

documenta-Stadt

Kassel, 21. Februar 2012

Niederschrift

Uber die 7. offentliche Sitzung
des Ausschusses fir Soziales, Gesundheit und Sport
am Dienstag, 14. Februar 2012, 17:00 Uhr,
im Kommissionszimmer |, Rathaus, Kassel

Anwesende: Siehe Anwesenheitsliste
(Bestandteil der Niederschrift)

Tagesordnung:
1. Wabhl der 1. stellvertretenden Vorsitzenden bzw. des 1. stellvertretenden Vorsitzenden
2. Online Portal fiir Kasseler Sportangebote

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2011
Bericht des Magistrats
-101.17.202 -

3. Kasseler Pakt fur Gesundheit

Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 07.11.2011
Bericht des Magistrats

-101.17.204 -
4, Subventionierung von unzureichenden Wohnungsstandards 101.17.308
5. Auswirkungen der "Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente" 101.17.328
6. Beschaftigungsangebote flir Menschen mit Handicap 101.17.329
7. Servicenummer(n) beim Jobcenter Kassel 101.17.340
8. Beratung des Jobcenters in Gesundheitsfragen 101.17.341

Vorsitzende Kalveram er6ffnet die mit der Einladung vom 07.02.2012 ordnungsgemaR einberufene
7. offentliche Sitzung des Ausschusses fir Soziales, Gesundheit und Sport, begrif3t die
Anwesenden und stellt die Beschlussfahigkeit fest.

Zur Tagesordnung

Vorsitzende Kalveram stellt nach kurzer Aussprache fest, dass die versehentlich aufgenommenen
Tagesordnungspunkte

1. Wahl der 1. stellvertretenden Vorsitzenden bzw. des 1. stellvertretenden Vorsitzenden
2. Online Portal flr Kasseler Sportangebote und
3. Kasseler Pakt fir Gesundheit

von der heutigen Tagesordnung abgesetzt werden.

Weitere Anderungswiinsche zur Tagesordnung werden nicht vorgetragen, so dass Vorsitzende
Kalveram die geanderte Tagesordnung feststellt.



1. Wahl der 1. stellvertretenden Vorsitzenden bzw. des 1. stellvertretenden
Vorsitzenden

Abgesetzt

2. Online Portal fir Kasseler Sportangebote
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2011
Bericht des Magistrats

-101.17.202 -
Abgesetzt
3. Kasseler Pakt flir Gesundheit

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2011
Bericht des Magistrats
-101.17.204 -

Abgesetzt

4, Subventionierung von unzureichenden Wohnungsstandards
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke
-101.17.308 -

Anfrage
Wir fragen den Magistrat:

1. Wie hoch sind die Zahlungen, die die Stadt Kassel aufgrund von Heizkostenabrechnungen
als Nachzahlungen fiir Leistungsempfangerinnen nach SGB Il bzw. SGB XII, die
Mieterlnnen der GWH in Kassel sind, leisten musste?

(Aufstellung bitte fur die Jahre 2008 / 2009 / 2010).

2. Gibt es eine Differenzierung hinsichtlich der betreffenden Wohngebiete dieser GWH-
Mieterinnen? (Bruckenhof, Helleb6hn etc)

3. Ist der Stadt Kassel bekannt, dass aufgrund mangelnder energetischer Sanierung die
Heizkosten der betroffenen GWH-MieterInnen besonders hoch sind?

4. Welche Anstrengungen unternimmt die Stadt Kassel, um auf die GWH einzuwirken, um die
Kosten und damit den notwendigen Ubernahmeanteil der Stadt Kassel zu senken?

5. Liegen hinsichtlich der Verbrauchskosten (Heizkosten) Vergleichsdaten zu anderen
Anbieterlnnen von Sozialwohnungen vor (GWG, 1889eG u.a.)?

Nach Beantwortung durch Stadtkammerer Dr. Barthel erklart Vorsitzende Kalveram die
Anfrage fir erledigt.
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5. Auswirkungen der "Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente”
Anfrage der Fraktion B90/Griine
-101.17.328 -

Anfrage

Zum 1. April 2012 tritt das (am 25.11.2011) vom Bundestag beschlossene neue ,Gesetz zur
Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt® in Kraft. Unter anderem werden 42
arbeitsmarktpolitische Instrumente auf 31 reduziert, z.B. werden Instrumente fur 6ffentlich
geforderte Beschéftigung gestrichen.

Der neu eingefuhrte § 16e ermdglicht das Instrument ,Férderung von Arbeitsverhaltnissen®. Damit
entfallen die Instrumente ,Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante® und der
,Beschaftigungszuschuss®. Nur noch 20 % des Budgets duirfen fir den neuen § 16e SGB Il und die
sogenannte ,freie Férderung® (§ 16f) eingesetzt werden.

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie werden sich diese Veranderungen auf die Trager von
Beschaftigungsmalinahmen in Kassel auswirken?

2. Wie hoch war das bisherige Budget fiir die 6ffentlich geférderte Beschaftigung in
Prozent?

3. Welche Summe héatte im Jahr 2010 fir die beiden Vorgangerinstrumente des neuen §
16e in Kassel ausgegeben werden kdnnen?

4. Was wurde im Jahr 2010 fir diese beiden Instrumente im Rahmen der 6ffentlich
geforderten Beschéaftigung ausgegeben?

5. Wie sieht der Magistrat die Neuregelung unter besonderer Beriicksichtigung der
Forderung von Langzeitarbeitslosen, Behinderten, schwer vermittelbaren Personen,
alteren Arbeitslosen oder benachteiligten Jugendlichen?

6. Wie entwickelt sich die Zahl der Langzeitarbeitslosen (2009, 2010, 2011)

7. Welche Mdglichkeiten sieht der Magistrat, Langzeitarbeitslose weiterhin ausreichend
zu fordern?

Stadtverordnete Lipschik, B90/Griine, begriindet die Anfrage ihrer Fraktion. Im Anschluss
beantwortet StadtkAmmerer Dr. Barthel die Anfrage sowie die Nachfragen.

Nach Beantwortung durch Stadtkdmmerer Dr. Barthel erklart Vorsitzende Kalveram die
Anfrage fur erledigt.

6. Beschaftigungsangebote fir Menschen mit Handicap
Anfrage der Fraktion B90/Griine
-101.17.329 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

- Wie hoch ist laut Kasseler JobCenter die Zahl der Erwerbslosen mit schwerer korperlicher,
seelischer oder geistiger Einschrankung?
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- Wie hat sich diese Zahl seit 2006 entwickelt?

- Welche Mdoglichkeiten sieht der Magistrat, unter Anbetracht der positiven Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt, dass diese Erwerbslosen von dieser Entwicklung ebenfalls profitieren?

- Wie haben sich die Platzzahlen in den sog. integrativen Betrieben in Kassel seit 2006
entwickelt?

Nach Beantwortung durch Stadtkammerer Dr. Barthel erklart Vorsitzende Kalveram die
Anfrage fur erledigt.

7. Servicenummer(n) beim Jobcenter Kassel
Anfrage des Stadtverordneten Bayer, Piraten
-101.17.340 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Gibt das Jobcenter Stadt Kassel auf bzw. in Schreiben an Erwerbslose fur deren
Ruckfragen an ihre/n Fallmanager/in 0180-Servicenummern an?
a) Falls ja: Zu welchen Sachverhalten sollen diese Servicenummern genutzt werden?
b) Sind diese Servicenummern von den Erwerbslosen alternativ zur direkten Durchwabhl
oder ausschlie3lich zu nutzen?

2. Seit wann wird im Jobcenter Stadt Kassel bzw. wurde in der AFK so verfahren?

3. Warum verféahrt das Jobcenter Kassel so? Wo liegen Vor- bzw. Nachteile?
a) fur die Mitarbeiter/innen des Jobcenters und
b) fir die Erwerbslosen bei einer solchen Vorgehensweise

4. Welche zusatzlichen Kosten entstehen den Erwerbslosen durch die Nutzung der
Servicenummern? Falls solche Kosten entstehen: Werden diese Kosten vom Jobcenter
nachtraglich tbernommen?

5. Wo ,landen® die Anrufer/innen? Haben sie bei der Nutzung der Servicenummern einen
direkten Zugang zu ihrem/ihrer zustandigen Fallmanager/in?
a) falls nein, weshalb nicht?

6. Auf welche Weise werden diese Telefongesprache protokolliert, und erhalten die
Anrufer/innen eine Kopie dieser Niederschrift — kostenfrei — zugesandt und ggf. das Recht
auf Gegendarstellung eingerdumt?

7. Wie wird der Datenschutz gewahrleistet?

Stadtverordneter Bayer, Piraten, begriindet die Anfrage.

Stadtkammerer Dr. Barthel erklart, dass das Jobcenter Kassel auf seinen Schreiben an die
Leistungsberechtigten fur deren Rickfragen keine 0180-Servicenummern angibt.

Allerdings gibt es auf den Bescheiden die von der Bundesagentur fur Arbeit zentral im Rechtskreis
SGB Il versandt werden Hinweise auf diese 0180-Servicenummern. Das Jobcenter Kassel hat
dafir jedoch keine Zustandigkeit.

Nach Beantwortung durch Stadtkammerer Dr. Barthel erklart Vorsitzende Kalveram die
Anfrage fur erledigt.
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8. Beratung des Jobcenters in Gesundheitsfragen
Anfrage des Stadtverordneten Bayer, Piraten
-101.17.341 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Beteiligt sich das Jobcenter Stadt Kassel am Bundesprogramm Gesundheitsmanagement
507?

2. Wenn nein, aus welchen Griinden?
Stadtkdmmerer Dr. Barthel erklart, dass sich das Jobcenter (vorher die AFK) seit 2008 im
Beschaftigungspakt Nordhessen gemeinsam mit den vier Landkreisen an dem Bundesprogramm

Perspektive 50+ beteiligt.

Nach Beantwortung durch Stadtkammerer Dr. Barthel erklart Vorsitzende Kalveram die
Anfrage fur erledigt.

Ende der Sitzung:  17:38 Uhr

Esther Kalveram Andrea Turski
Vorsitzende Schriftflhrerin
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Anwesenheitsliste

zur 7. dffentlichen Sitzung des Ausschusses fur Soziales, Gesundheit und
Sport am
Dienstag, 14. Februar 2012, 17:00 Uhr
im Kommissionszimmer |, Rathaus, Kassel

Mitglieder
Esther Kalveram, SPD

/./
)
Vorsitzende ' 8 / MWCE(J/Q,
Anja Lipschik, B9O / Grone ﬂT/Q 7( U ),
1 stenvemota:\de Vorsitzende /’ D (

Donald Strube, partgilos O \r\u e&\ LC}\t

2 stellvertretender Vorsitzender

Judith Boczkowski, SPD \ [ :I i!
Mitglied
/ Via

Barbara Bogdon, SPD
Mitglied

4 ]
3;.gﬁ(.—;:3nther Schnell, SPD %\/&‘m %M
m:;nh:;a Sprafke, SPD v C&GQ ' @.
Si?;ils;:’ine Hesse, BS0 / Grine % 5-%
;:;zdas Koch, BS0 / Griine "a W

Norbert Hornemann, CDU y -
Mitglied ¥ Yorr el &

Bodo Schild, CDU
Mitglied

Jutta Schwalm, CDU
Mitglied

Axel Selbert, Kasseler Linke — 2
Mitglied B " Ty

Teilnehmer mit beratender Stimme
Jérg-Peter Bayer, Piraten l'd‘rq % @J L
Stadtverordneter ' \

| 1 ’J

Bernd Wolfgang Hafner, Freie Wahler
Stadtverordneter
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Dr. Bernd Hoppe, parteilos
Stadtverordneter

Olaf Petersen, Piraten
Stadtverordneter

Magistrat
Dr. Jurgen Barthel, SPD @/\/
Stadtkammerer ‘\J

Schriftfiihrung
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Anwesenheitsliste zus :
7. Sitzung des Ausschusses fir Soziales, Gesundheit und Sport vom 14. Februar 2012 Seite 2
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Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 6. Februar 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales

Anfrage der Fraktionen Kasseler Linke vom 9. Januar 2012 ' ]
Vorlage Nr. 101.17.308 —
Anfrage zur Subventionierung von unzureichenden Wohnungsstandards ’

1. Frage:
Wie hoch sind die Zahlungen, die die Stadt Kassel aufgrund von Heizkostenabrechnun-

gen als Nachzahlungen fir Leistungsempfangerinnen nach SGB Il bzw. SGB XII, die
Mieterlnnen der GWH in Kassel sind, leisten musste‘7 (Aufstellung bitte fur die Jahre
2008 / 2009 / 2010).

Antwort: ‘

Die Héhe der Zahlungen kann aus IT-gestutzten Daten nlcht ermittelt werden. Eine
Auswertung ist nur manuell Gber die Einzelfalle méglich, die aber einen erheblichen
Aufwand bedeutet, der durch die Mltarbeltennnen und Mitarbeiter zusatzlich nicht geleis-
tet werden kann.

2. Frage:
Gibt es eine Differenzierung hinsichtlich der betreffenden Wohngebiete dieser GWH-

Mieterinnen? (Briickenhof, Hellebdhn etc.)

Antwort:
Nein, eine Differenzierung hinsichtlich der betreffenden Wohngebiete wird nicht vorge-
nommen.

3. Frage: '
Ist der Stadt Kassel bekannt, dass aufgrund mangelnder energetischer Sanierung die

Heizkosten der betroffenen GWH-Mieterinnen besonders hoch sind?

Antwort:

Es ist bekannt, dass aufgrund der Versorgungsstrukturen hohere Heizkosten anfallen.
Allerdings sind diese nicht grundsatzlich unangemessen im Sinne der anerkannten
Grenzwerte nach dem SGB Il und XII. In strittigen Fallen erfolgt eine Energieberatung.

4. Frage: ,
Welche Anstrengungen unternimmt die Stadt Kassel, um auf die GWH einzuwirken, um

die Kosten und damit den notwendigen Ubernahmeanteil der Stadt Kassel zu senken?

Antwort: . _ '

Die (energetische) Sanierung von Wohnraum ist die Angelegenheit des jeweiligen Ver-
mieters. Die Stadt Kassel hat keine rechtlichen Méglichkeiten, auf die Vermieter einzu-
wirken.
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5. Frage:
Liegen hinsichtlich der Verbrauchskosten (Heizkosten) Verglelchsdaten zu anderen An-

bieterinnen von Sozialwohnungen vor? (GWG, 1889eG u.a.)

Antwort:
Es liegen keine Vergleichsdaten zu den Verbrauchskosten vor.

Dr. Barthel
Stadtkadmmerer
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Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 7. Februar 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales

Stadtiinrnymm
ol merordneten-Versammiuna
25501 =

El!i(_j : 2012
Anfrage der Fraktion Biindnis 90 / Die Griinen vom 24. Januar 2012

Vorlage Nr. 101.17.328
Auswirkungen der ,,Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente*

M.Ffa
{I
|

Die Anfrage beantworten wir wie folgt:

Grundsatzlich ist festzustellen, dass das Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm (AMIP) 2012 des
Jobcenters Stadt Kassel gemaR dem Beschluss der Tragerversammiung hinsichtlich der Ziele, der
Zielgruppen, der geschéftspolitischen Schwerpunkte, usw. auch unter Berticksichtigung der In-
strumentenreform mit Wirkung ab 1. April 2012 umgesetzt werden kann. Die Anforderungen des
Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt wurden bertcksichtigt
und fihren generell nicht zu einer wesentlichen Einschrénkung der Férderangebote fur die lang-
zeitarbeitslosen bzw, erwerbsfahigen Leistungsberechtigten.

Problematisch ist vielmehr, dass die bereitgestellten Bundesmittel (Eingliederungstitel) fir 2012
erneut um rund 20% gekiirzt wurden und vor allem die Verpflichtungserméchtigungen fir die Jahre
2013 ff nicht zur Deckung notwendiger, langerfristiger QualifizierungsmalRnahmen ausreichen.

Die Grundstruktur der Férderangebote / Malnahmen flr die Instrumente der Sffentlich geforderten
Beschaftigung (Arbeitsgelegenheiten, Beschaftigungszuschuss) wurde im Wesentlichen erhalten.
Durch Verringerung der Platzzahl und Laufzeiten der MaBnahmen konnte das Jobcenter die An-
gebote fiir die Zielgruppen erhalten.

1. Frage:
Wie werden sich diese Veranderungen auf die Trager von BeschéftigungsmaRnahmen in
Kassel auswirken?

Antwort:

Die Auswirkungen fiir die Tréger von BeschaftigungsmaRnahmen ergeben sich in erster Linie
durch die geringeren Bundesmittel. Der Magistrat geht davon aus, dass nach Rickmeldung
des Jobcenters die bewahrte Struktur der Tréger von Qualifizierung und Beschaftigung in Kas-
sel erhalten werden kann.

2. Frage:
Wie hoch war das bisherige Budget fir die 6ffentlich geforderte Beschéftigung in Prozent?

Antwort:

e 2010:17,93%
e 2011:23,35%
e 2012:29,51%

3. Frage:
Welche Summe hatte im Jahr 2010 fir die beiden Vorgédngerinstrumente des neuen § 16 e in
Kassel ausgegeben werden kénnen?
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Antwort:
Es wurden rd. 4,7 Mio. € ausgegeben.

. Frage:
Was wurde im Jahr 2010 fur diese beiden Instrumente im Rahmen der &ffentlich geférderten

Beschaftigung ausgegeben?

Antwort:
s. Antwort 3.

. Frage:
Wie sieht der Magistrat die Neuregelung unter besonderer Berticksichtigung der Forderung von

Langzeitarbeitslosen, Behinderten, schwer vermittelbaren Personen, élteren Arbeitslosen oder
benachteiligten Jugendlichen?

Antwort:

Das Jobcenter hat im AMIP 2012 weiterhin die notwendigen und méglichen Forderangebote flir
die 0. g. Zielgruppen geplant, fir das 1. Quartal 2012 bereits vergeben und befindet sich im
Vergabeverfahren fur das 2. bzw. 3. Quartal 2012.

Der Magistrat hat sich in der Tragerversammlung vor allem daflr eingesetzt, dass fur diese
Zielgruppen méglichst léangerfristige Forderangebote / Maknahmen konzipiert, geplant und
umgesetzt werden. Die Restriktion ergibt sich aus der Verminderung der zugewiesenen Bun-
desmittel (Eingliederungstitel) und vor allem aus den nicht ausreichenden Verpflichtungser-
mé&chtigungen fur die Folgejahre.

Der Magistrat hat sich iber den Deutschen Stadtetag gegen die Kirzung der Eingliederungs-
mittel und -leistungen sowie fir eine ausreichende finanzielle Ausstattung der Jobcenter einge-
setzt.

Das Bundesprogramm Perspektive 50plus fiir dlter Langzeitarbeitslose kann im Beschafti-
gungspakt Nordhessen unverandert und ohne Kiirzung der Mittel fortgesetzt werden.

Bei benachteiligten Jugendlichen setzt das Jobcenter Stadt Kassel weiterhin einen Schwer-
punkt seiner Arbeit und bemiht sich insbesondere um nachhaltige Qualifizierungen und Ver-
mittlungen im Arbeitsmarkt. Mit der Vermittiung in Ausbildung ist weiterhin die Ausbildungsstel-
lenvermittlung der Agentur fiir Arbeit Kassel beauftragt.

. Frage:
Wie entwickelt sich die Zahl der Langzeitarbeitslosen (2009, 2010, 2011)?

Antwort:

e 2009: 3.763
e 2010:3.528
e 2011:3.382

. Frage:
Welche Méglichkeiten sieht der Magistrat Langzeitarbeitslose weiterhin ausreichend zu
fordem?

Antwort:

Der Magistrat vertritt die Auffassung, dass das Jobcenter Stadt Kassel mit dem AMIP 2012

wiederum ein umfassendes Angebot im Rahmen der gegebenen Mdglichkeiten auch flr die
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Zielgruppen bzw. Langzeitarbeitslosen mit besonderen Vermittiungshemmnissen vorhait und
umsetzt.

Der Magistrat hat sich in der Tragerversammlung dafiir eingesetzt, das Schwerpunkte der For-
derung von Jugendlichen / jungen Erwachsenen, Alleinerziehenden, schwerbehinderten Men-
schen, Langzeitarbeitslosen in groRen Bedarfsgemeinschaften, usw. gesetzt werden.

Der Magistrat setzt die Mittel des Landesprogramms ,Ausbildungs- und Arbeitsmarktbudget” in
Abstimmung mit den Beteiligten bei der Stadt Kassel, der Liga freier Wohifahrtspflege und dem
Jobcenter Stadt Kassel primar fiir die Ausbildung benachteiligter Jugendlicher, Frauen / Allein-
erziehender und zusatzlich fir Leistungsempfanger/innen in der Sozialhilfe fir Menschen mit
psychischen Beeintrachtigungen ein.

Trotz zurlickgehender Konjunkturimpulse stellt der Magistrat fest, dass der Arbeitsmarkt in
Kassel bzw. Nordhessen stabil ist, eine hohe Nachfrage nach Fachkréften besteht und auch far
Langzeitarbeitslose durch personenbezogene Vemmittlung durch den Arbeitgeberservice des
Jobcenters Stadt Kassel gute Chancen bestehen.

Der Magistrat bedauert auerordentlich die Verringerung der Mittel des Bundes im Eingliede-
rungstitel des Jobcenters, sieht jedoch keine Moglichkeiten der unmittelbaren Einflussnahme.
Grundlage fir die Berechnung der jeweils zugewiesenen Mittel flr die Jobcenter ist die Anzahl
der leistungsberechtigten Bedarfsgemeinschaften. Durch die erfolgreiche Arbeit des Jobcen-
ters ist die Zahl der Bedarfsgemeinschaften sowie der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten
und Angehérigen kontinuierlich zuriickgegangen bzw. zurzeit relativ stabil, so dass auch in den
Folgejahren mit einer verringerten Zuweisung von Mitteln im Eingliederungstitel zu rechnen ist.
Deshalb dringt der Magistrat in der Tragerversammiung darauf, dass das Jobcenter qualifizier-
te Férderangebote fir die Langzeitarbeitsarbeitslosen / eLb generiert, die geringe Chancen im
Arbeitsmarkt haben.

Dr. Barthel
Stadtkammerer
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Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 7. Februar 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales

Stadr'x/en,n'dncr

I< dsSsSe|

Vorlage Nr. 101.17.329
Beschiftigungsangebote fiir Menschen mit Handicap

Eing
Anfrage der Fraktion Biindnis 90 / Die Griinen vom 24. Januar 2012 14 F -
|
\
|
Die Anfrage beantworten wir wie folgt:
1. Frage:
Wie hoch ist laut Kasseler JobCenter die Zahl der Erwerbslosen mit schwerer
korplicher, seelischer oder geistiger Einschrankung?

Antwort:
Aktuelle Zahl 952 Personen.

2. Frage:
Wie hat sich diese Zahl seit 2006 entwickelt?

Antwort:
In 2006 betrug die Zahl rd. 1.050 Personen

3. Frage:
Welche Méglichkeiten sieht der Magistrat unter Anbetracht der positiven Entwicklung auf dem

Arbeitsmarkt, dass diese Erwerbslosen von dieser Entwicklung ebenfalls profitieren ?

Antwort:

Sowohl das Jobcenter Stadt Kassel als auch das Sozialamt flir Leistungsberechtigte SGB Xl
bemiihen sich intensiv um die Forderung, Qualifizierung und Vermittlung von Menschen mit
Handicap (SGB II: Schwerbehinderte) in Arbeitsmarkt.

Das Jobcenter Stadt Kassel hat den Integrationsfachdienst eines qualifizierten Tragers beauf-
tragt 100 betroffene Leistungsberechtigte zu beraten, zu betreuen und individuell in den Ar-
beitsmarkt zu vermitteln.

Es ist allerdings festzustellen, dass immer noch Menschen mit Handicap im Arbeitsmarkt ge-
ringe Chancen haben. Trotz umfangreicher Forderméglichkeiten im SGB Il / SGB Il (Rehabili-
tation), im SGB X, durch das Integrationsamt des Landeswohlifahrtsverbandes Hessen, Inan-
spruchnahme des 4. Hessischen Schwerbehindertenprogramms, usw. kann eine erfolgreiche
und nachhaltige Vermittiung dieser Zielgruppe im Arbeitsmarkt nur durch intensive und person-
liche Ansprache der Betriebe / Unternehmen wirksam werden. Dort gibt es nach den Erfahrun-
gen insbesondere des Jobcenters weiterhin Vorbehalte trotz erfolgreicher Beispiele. Das Job-
center hat die Unterstiitzung dieser Zielgruppe in Gesprachen mit Unternehmensverbéanden,
den Kammers, usw. thematisiert.

Fazit:
Die Integration / Vermittlung von Menschen mit Handicap ist nur im intensiven personlichen
Kontakt und in Kenntnis der betroffenen Menschen in den Untemehmen / Betrieben erfolg-
reich,
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4. Frage:
Wie haben sich die Platzzahlen in den sog. integrativen Betrieben in Kassel seit 2006

entwickelt?
Antwort:

Die Frage kann von dem Magistrat nicht beantwortet werden, da die Forderung im
Wesentlichen durch den Landeswonhlfahrtsverband Hessen erfolgt.

Dr. Barthel
Stadtkammerer

Seite 2 von 2



	Dokumente
	Öffentliche Niederschrift 14.02.2012 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport  (aktualisiert: 04.04.2012)
	Zur Tagesordnung


	Tagesordnungspunkte
	I. Tagesordnung
	4. Subventionierung von unzureichenden Wohnungsstandards 101.17.308
	Antwort des Magistrats (aktualisiert: 04.04.2012)

	5. Auswirkungen der "Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente" 101.17.328
	Antwort des Magistrats (aktualisiert: 04.04.2012)

	6. Beschäftigungsangebote für Menschen mit Handicap 101.17.329
	Antwort des Magistrats (aktualisiert: 04.04.2012)




